
 
Die Beauftragten des Bundes und der Länder für Menschen mit Behinderungen haben an 
ihrem 49. Treffen am 20. und 21. Mai 2015 in Wiesbaden zu TOP „Stärkung der Stellung der 
Schwerbehindertenvertretung im Rahmen der Novellierung des SGB IX“ folgende Erklärung 
gefasst: 
 
 
Schwerbehindertenvertretungen stärken 
 
Der Koalitionsvertrag „Deutschlands Zukunft gestalten“ zwischen CDU, CSU und SPD 
beinhaltet die Stärkung eines inklusiven Arbeitsmarktes als zentrales Projekt für die 18. 
Legislaturperiode. Die Koalitionspartner betonen eine aktive Arbeitsmarktpolitik als zentrales 
Element der sozialen Inklusion. Weiter heißt es: „Wir wollen die Integration von Menschen mit 
Behinderungen in den allgemeinen Arbeitsmarkt begleiten und so die Beschäftigungssituation 
nachhaltig verbessern. Dazu gehört auch die Anerkennung und Stärkung des ehrenamtlichen 
Engagements der Schwerbehindertenvertretungen“. 
 
Koalitionsvereinbarung zügig umsetzen 
 
Die Behindertenbeauftragten des Bundes und der Länder fordern die Bundesregierung auf, 
die Schwerbehindertenvertretungen zügig durch eine Novellierung des SGB IX zu stärken, 
wie es im Koalitionsvertrag vereinbart ist. Mit Blick auf die Schlüsselfunktion der 
Schwerbehindertenvertretungen bei der Inklusion von Menschen mit Behinderungen auf dem 
ersten Arbeitsmarkt werden die geltenden Regelung des SGB IX, insbesondere über die 
Rechte, Befugnisse und Partizipation der Schwerbehindertenvertretung, diesen 
Herausforderungen nicht mehr gerecht. Denn trotz vergleichbarer Qualifikation sind 
Menschen mit einer Schwerbehinderung länger arbeitssuchend. Auch bei anhaltend 
boomender Konjunktur bleibt die Arbeitslosenquote von schwerbehinderten 
Arbeitssuchenden nahezu unverändert, prozentual gesehen ist bei den Arbeitslosen die Zahl 
der Menschen mit Behinderung doppelt so hoch wie die Zahl der Menschen ohne 
Behinderung. 
 
Auch der Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen hat in seinen 
abschließenden Bemerkungen über den ersten Staatenbericht Deutschlands empfohlen, 
durch entsprechende Vorschriften wirksam einen inklusiven, mit der 
Behindertenrechtskonvention in Einklang stehenden Arbeitsmarkt zu schaffen. 
 
Aus diesen Gründen bekräftigen bzw. fordern die Behindertenbeauftragten des Bundes und 
der Länder folgendes: 

1. Die in den Betrieben und Dienststellen nach § 94 SGB IX gewählten 
Schwerbehindertenvertretungen müssen weiter gestärkt werden, damit sie die 
Inklusion von Menschen mit Behinderung in die Arbeitswelt effektiv unterstützen 
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können. Dies gilt insbesondere auch für die Begleitung des Übergangs von der Schule 
in den Beruf. Die Schwerbehindertenvertretung sollte daher zu einer 
Behindertenvertretung mit allgemeiner Zuständigkeit für alle behinderten 
Beschäftigten in Fragen der gleichberechtigten Teilhabe und spezieller Zuständigkeit 
für schwerbehinderte Menschen ausgebaut werden. 

2. Die Freistellungsregelung für die Schwerbehindertenvertretungen muss verbessert 
werden. Wir befürworten eine Freistellung bereits ab 100 schwerbehinderten 
Beschäftigten im Betrieb. Das Aufgabenspektrum der Vertrauenspersonen 
schwerbehinderter Menschen hat sich bereits in den vergangenen Jahren wesentlich 
erweitert. In großem Umfang werden auch allgemeine betriebliche Abläufe und 
Regelungen erfasst. Deshalb sind auch die Stellvertretungen bei 
Fortbildungsmöglichkeiten und mit gleichen Rechten im Vertretungsfall 
einzubeziehen. 

3. Schwerbehindertenvertretungen müssen verpflichtend beteiligt und mit ihrer Erfahrung 
einbezogen werden.  
Entscheidungen des Arbeitgebers dürfen erst dann wirksam werden, wenn die 
Schwerbehindertenvertretung ordnungsgemäß beteiligt wurde (§ 95 Abs. 2 Satz 2 
SGB IX). 
Dadurch werden die Handlungsmöglichkeiten der Schwerbehindertenvertretungen 
verbessert und die Anerkennung ihres ehrenamtlichen Engagements nachhaltig 
gestärkt. Dazu gehört auch, dass Ordnungswidrigkeiten  (§ 156 SGB IX) bei 
Verstößen gegen die Rechte von Menschen mit Behinderungen konsequent verfolgt 
werden.  

4. Der Abschluss einer Integrationsvereinbarung nach § 83 SGB IX mit verbindlichen 
Inklusionszielen („Inklusionsvereinbarung“) muss für Unternehmen und Behörden zur 
Pflicht werden. Falls es bei den Verhandlungen über die Vereinbarung zum Patt 
kommt, ist ein Einigungsstellenverfahren vorzusehen. 

5. Die bisherige Funktion des „Beauftragten des Arbeitgebers“ nach § 98 SGB IX ist zu 
einem Inklusionsbeauftragten weiterzuentwickeln. 

6. Betriebe erhalten vielfältige Unterstützungsmöglichkeiten zur Beschäftigung von 
Menschen mit Behinderungen. Dennoch gibt es immer noch eine viel zu hohe Zahl 
von Unternehmen, die trotz Beschäftigungspflicht überhaupt keine Menschen mit 
Behinderungen beschäftigen. Deshalb setzen wir uns auch für die Erhöhung der 
Ausgleichsabgabe ein. 
Die Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen ist Verantwortung und 
Verpflichtung der Unternehmen. Die Schwerbehindertenvertretungen nehmen dabei 
eine Schlüsselrolle ein. 

 


